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1. PROBLEMSTELLUNG

Im Bereich der Zivilluftfahrt gelten die folgenden Gesetze:
· Bundesgesetz über die Luftfahrt (LFG).

· Verordnung über die Infrastruktur der Luftfahrt (VIL).

· Bundesgesetz über die Koordination und die Vereinfachung 
der Plangenehmigungsverfahren.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die kantonale Politik stützt sich auf die folgenden, im kantonalen 
Leitkonzept definierten Ideen und Ziele:
· Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung für den gesamten 

Kanton.

· Optimale Nutzung der bestehenden Infrastrukturen.

· Gewährleistung annehmbarer Umweltbedingungen und 
Erhaltung der Ressourcen.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die mit der Zivilluftfahrt zusammenhängende Terminologie lässt 
sich wie folgt definieren:
· Der Regionalflugplatz ohne Linienverkehr entspricht den regi-

onalen Bedürfnissen im Bereich der Geschäftsflüge und 
Freizeitaktivitäten. Er spielt ausserdem eine wichtige Rolle für 
die Ausbildung in der Luftfahrt und Versuchsflüge. Daneben 
kann er dem Sportflug dienen.

· Das Flugfeld deckt den privaten Bedarf, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Sportflug als auch der flugtechnischen 
Ausbildung. Es dient jedoch auch insofern einem öffentlichen 
Interesse als es die regionalen Flugplätze entlastet. Immer 
mehr kann es auch gewisse lokale Bedürfnisse im Bereich 
der Geschäfts- und Tourismusflüge decken.

· Der Heliport spielt eine wichtige ergänzende Rolle in der 
Schweizer Luftfahrt. Die Helikopter erfüllen unerlässliche 
Aufgaben, da sie auch entlegene, mit gewöhnlichen Transport-
mitteln nicht erreichbare Gebiete anfliegen.

· Bei den angeschlossenen Anlagen handelt es sich um die 
Bauten und Einrichtungen, die nicht direkt zu den Flughafen-
anlagen gehören.

· Die Hindernisbegrenzungsfläche stellt die Fläche dar, die 
frei von Hindernissen sein muss, damit die Flugsicherheit 
gewährleistet ist.

Mitwirkende Stellen

VEA, AfU und BRPA

Verwaltungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
Politik

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan




